
Die Geldumtauschaktion 
vom 13. Oktober 1957

Am 13. Oktober 1937 wurde unter manövermäßigem 
Einsatz der durch „Kampfgruppen“ und „Volksarmee“ 
verstärkten „Volkspolizei“ die Umtauschaktion der Ost
mark in der Sowjetzone und in Ost-Berlin durchgeführt. 
Betroffen wurden davon etwa 70 bis 80 Millionen Ost
mark außerhalb des sowjetzonalen Währungsgebietes 
bei umlaufenden Zahlungsmitteln in Höhe von etwa 
3,7 Milliarden Ostmark. Die SED-Regierung wollte 
durch die Aktion die Kontrolle über die Währung zu
rückgewinnen. Ferner sollte die Währung durch Ostmark
abschöpfung gefestigt werden.
Die erste Verordnung vom 13. 10.1937 beginnt mit 
längeren, beruhigenden Erklärungen, mit welchen zu
gleich den „Monopolisten und Militaristen in West
deutschland“ die Schuld an den getroffenen Maßnahmen 
gegeben wird:

D O K U M E N T  302

Verordnung über die A usgabe neuer B anknoten und 
die A ußerkraftsetzung  bisher gü ltiger Banknoten der

Deutschen N otenbank
vom 13. Oktober 1957 

(GBl. I  S. 603)

Die R egierung der Deutschen D em okratischen Republik 
h ä lt es fü r erforderlich, die in U m lauf befindlichen 
Banknoten der D eutschen N otenbank gegen neue B ank
noten im V erhältnis 1 : 1 um zutauschen.
Die Sparguthaben der B ürger der Deutschen D em okra
tischen Republik und des dem okratischen Sektors von 
Groß-Berlin werden von dem B anknotenum tausch nicht 
b e rüh rt und sind wie bisher fre i verfügbar. Dasselbe 
g ilt fü r  alle anderen eingezahlten Gelder der B ürger 
und aller Teile der W irtschaft bei allen G eldinstituten. 
Diese M aßnahm en w erden getroffen, weil die Mono
polisten und M ilitaristen in  W estdeutschland gewisse 
M engen von Banknoten in ihren  Besitz gebracht haben 
m it dem Ziel zu spekulieren, Störungen in unserer 
V olksw irtschaft zu organisieren und A genten- und 
Spionageorganisationen zu finanzieren.
Es liegt daher im In teresse der B ürger der Deutschen 
D em okratischen Republik und des dem okratischen Sek
to rs von Groß-Berlin, diejenigen Banknoten, die im Be
sitz w estdeutscher und westlicher kapitalistischer Kreise 
und A gentenorganisationen sind, w ertlos zu machen. 
D a die w estdeutschen Monopolherren, M ilitaristen und 
A gentenorganisationen versuchen werden, ih re nun
m ehr w ertlos gewordenen Banknoten durch Zwischen
m änner zu retten , fo rdert die R egierung alle B ürger 
au f zu helfen, daß nur eigenes und nicht frem des Geld 
um getauscht wird.
........................ *
Die wichtigsten Bestimmungen der Verordnung sind im 
Dokument 839 dieser Sammlung abgedruckt.

*

Schon in den frühen Nachmittagsstunden des 13. Okto
ber 1957 wurden die W estsektoren von Berlin durch Volks
polizei, Transportpolizei, Hilfspolizei, Volksarmee und 
Angehörige des A m tes für Zoll und Kontrolle des 
W arenverkehrs abgeriegelt. Man kontrollierte scharf, 
oft alle Reisende ganzer S-Bahn-Züge, und „beschlag
nahmte“, vielfach gleich an Ort und Stelle, das von den 
Reisenden m itgeführte Ostgeld, in der Regel Kleinbe
träge von 100,— bis IfOO,— DM/Ost. An einzelnen Über

gangsstellen wurde das weggenommene Ostgeld sofort 
zerrissen. Meistens wurde ein „Beschlagnahmeproto
koll“ nachstehender A r t ausgestellt:
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Deutsche Grenzpolizei Dahlwitz, den . . .
D ahlw itz-H oppegarten

Beschlagnahm eprotokoll
Am heutigen T age w urden dem H e r r n /F r a u ...................
w ohnhaft in: ...................
............... DM in W ährung der Deutschen N otenbank
abgenommen.

gez. U nterschrift 

*
Niemand erhielt sein beschlagnahmtes Geld zurück. 
Auf Einsprüche erfolgte keine Antw ort. Sie alle, ob
gleich nur Besitzer von Klein- und Kleinstbeträgen, 
wurden als „Geldschieber“ bezeichnet und entsprechend 
behandelt.
A m  13. Oktober 1957 (Sonntag) wurden nach dem  
Interview des „Generalstaatsanwalts von Groß-Berlin", 
Tcuber, über 3000 Personen von der Volkspolizei fest
genommen und auf den Polizei-Inspektionen „über
prüft“.
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A us: „Schiebern w ird das H andw erk gelegt"

Interview  m it dem G eneralstaatsanw alt 
von Groß-Berlin

In  den kommenden Tagen finden vor den Gerichten im 
dem okratischen Sektor von Groß-Berlin w eitere Ge
rich tsverfahren  gegen eine Reihe von Geldschiebern 
s ta tt. In  diesem Zusam m enhang baten  w ir den General
s taa tsanw alt von Groß-Berlin, H errn  Teuber, um  Be
antw ortung  folgender F ragen .

F rag e : H err G eneralstaatsanw alt, es is t bekannt,
daß die W est-Berliner Spekulanten am  Sonn
ta g  versuchten, ih r Schäfchen ins trockene 
zu bringen. Inwiew eit is t ihnen das gelungen ? 

A ntw ort: Gelungen is t ihnen nichts. Die A ktion
Schiebertod kam  so überraschend, daß die 
W est-Berliner Schieberhäuptlinge keinen 
A tem  holen konnten. N ur einige kleine ver
suchten es. U nsere Kontrollorgane, un te r
s tü tz t von der gesam ten Bevölkerung, ver
eitelten jeden Versuch, die U m tauschaktion 
zu stören.

F rag e : R undfunk und P resse in W est-Berlin verbrei
ten  die Lüge, daß die Volkspolizei am  Sonn
ta g  W est-Berliner B ürger zu H underten m it 
„unbekanntem  Ziel“ w eg transportiert hätte . 
Können Sie uns darüber etw as sagen? 

A ntw ort: Am Sonntag w urden im Gebiet Berlin unge
fäh r 3000 Personen den einzelnen Volkspoli
zei-Inspektionen zu r Ü berprüfung zugeführt. 
Bei diesen Personen bestand V erdacht, daß 
sie sich als H andlanger der Schieber betä ti
gen wollten. N ach genauen E rm ittlungen  der 
Volkspolizei stellte der H aftrich ter gegen 
25 festgenom m ene Personen H aftbefehl aus. 
Bei diesen 25 h a t sich der V erdacht be
stä tig t, daß sie am  Sonntag durch erneute 
Schiebergeschäfte den E rfolg  unserer Um 
tauschaktion  zu durchkreuzen versuchten. 

U ngefähr die H älfte  der V erhafteten  haben 
ihren W ohnsitz in W est-Berlin. Bei den übri
gen handelt es sich um B ürger des demo-
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